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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für den Lastenausgleich 
(15. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebraditen Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des § 252 des 
Lastenausgleichsgesetzes 

— Drucksache 2283 — 


A. Bericht des Abgeordneten Zühlke 


Der Entwurf der Fraktion der CDU/CSU — Druck- 
sache 2283 — ist in der 137. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 16. Dezember 1960 in der ersten 
Beratung dem Ausschuß für den Lastenausgleich 
überwiesen worden. Der Ausschuß für den Lasten- 
ausgleich hat den Entwurf in seinen Sitzungen am 
11. und 12. Januar 1961 beraten. Dem Ausschuß 
liegen zwar noch drei weitere Anträge und Entwürfe 
zur Änderung von Vorschriften des Lastenausgleichs- 
gesetzes — Drucksachen 2078, 2241, 2256 — vor; in 
dem Entwurf der Bundesregierung ist auch eine dem 
vorliegenden Entwurf bis auf eine Terminbestim- 
mung entsprechende Änderung des § 252 LAG vor- 
gesehen — Drucksache 2256, Artikel I Nr. 5. Der 
Ausschuß war jedoch der Meinung, daß die Ände- 
rung des § 252 LAG, der eine dm Gesetz in Absatz 2 
bereits vorgesehene, aber noch nicht ausgeführte 
Verpflichtung aufgreift, vorweg als besonderes Ge- 
setz verabschiedet werden sollte, um die Maß- 
nahmen zur Umwandlung von Hauptentschädigungs- 
ansprüchen dn Spareinlagen möglichst rasch anlaufen 
zu lassen. 

Der Ausschuß ist bei seinen Beschlüssen im 
wesentlichen dem Entwurf der Fraktion der CDU/ 
CSU gefolgt. Im einzelnen ist zu dem Entwurf, der 
den bisherigen Absatz 2 des § 252 LAG durch die 
vier neuen Absätze 2 bis 5 ersetzt, folgendes aus- 
zuführen. 

Der neue Absatz 2 des § 252 LAG sieht das 
allgemeine Anlaufen der Barverzinsung der Flaupt- 
entschädigungsansprüche mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1963 an vor. Der Änderungsantrag der Frak- 
tion der SPD zu § 251 Abs. 2 LAG — Artikel 1 
Nr. 12 der Drucksache 2078 ■ — wollte dagegen die 


allgemeine Barverzinsung der Hauptentschädigungs- 
ansprüche schon vom 1. Juli 1961 an beginnen 
lassen. Die Mehrheit des Ausschusses folgte jedoch 
der von der Ausgleichsverwaltung vertretenen Be- 
sorgnis, daß das gleichzeitige Anlaufen zweier 
umfangreicher Neuregelungen — die Sparkassen- 
regelung nach Absatz 4 und eine allgemeine Bar- 
verZiinsung nach Absatz 2 — zu einer Stockung 
beider Maßnahmen führen könnte, zumal die Aus- 
gleichsverwaltung gleichzeitig auch die zahlreichen 
anderen vorgesehenen Änderungen des Lastenaus- 
gleichsgesetzes, beispielsweise bei der Haupt- 
entschädigung und der Kriegsschadenrente, möglichst 
beschleunigt würde durchführen müssen, außerdem 
die Barauszahlung der Hauptentschädigung, beson- 
ders bei hohem Lebensalter und bei Maßnahmen 
der Eigentumsbildung, uneingeschränkt fortgeführt 
werden solle; dm übrigen bringe auch die Spar- 
einlagenregelung nach Absatz 4 für viele Geschä- 
digte ein sofortiges Anlaufen der Barverzinsung. 

Absatz 3 ermöglicht — ähnlich dem bisherigen 
Absatz 2 des § 252 LAG — die Erfüllung von An- 
sprüchen auf Hauptentschädigung durch Eintragung 
von Schuldbuchforderungen oder Ausgabe von 
Schuldverschreibungen. Der Ausschuß hat den Ent- 
wurf der Fraktion der CDU/CSU dahin gehend er- 
weitert, daß sich die Ermächtigung nicht nur auf 
die Ausgabe von 4 v. H. -verzinslicher steuerfreier 
Schuldtitel erstreckt, sondern auch die Ausgabe 
höherverztinslicher nicht steuerfreier Schuldtitel zu- 
gelassen wird. Damit sollte erreicht werden, daß die 
zu erlassende Rechtsverordnung die jeweiligen Ver- 
hältnisse und Bedürfnisse des Kapitalmarktes be- 
rücksichtigen kann. 
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Absatz 4 enthält das Kernstück des Antrages: 
die Umwandlung von Ansprüchen auf Hauptentschä- 
digung, in Spareinlagen. Die vorgesehene Regelung 
beruht auf den seit längerer Zeit geführten Vor- 
besprechungen zwischen der Ausgleichsverwaltung 
und den Verbänden der Deutschen Kreditwirtschaft, 
insbesondere dem Deutschen Sparkassen- und Giro- 
verband. Sie geht vor allem von Erfahrungen aus, 
die bei der Durchführung des Altsparergesetzes ge- 
wonnen wurden. Ihr Nutzen für die Geschädigten 
liegt insbesondere darin, daß nach dem Stand der 
Verhandlungen damit gerechnet werden kann, daß 
die in Spareinlagen umgewandelten Ansprüche 
nach anfänglicher Festlegung verhältnismäßig rasch 
— ■ wie auch seinerzeit die Ansprüche nach dem Alt- 
sparergesetz — durch freiwillige Maßnahmen der 
Geldinstitute vorzeitig freigegeben werden können. 
Ein verbindlicher Termin für diese vorzeitige Frei- 
gabe konnte allerdiings nicht festgelegt werden, weil 
sich djie Maßnahmen auf mehrere Jahre verteilen 
werden und die Entwicklung der Liquidität der 
Geldinstitute an dieser Zeit nicht vorausgesehen 
werden kann. Es kann sich nur um Maßnahmen auf 
freiwilliger Grundlage handeln. 

Der Ausschuß ist dem Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU gefolgt, die Sparkassenregelung schon 
vom 1. April 1961 ab aniaufen zu lassen (die Bun- 
desregierung hatte den 1. Januar 1963 vorgesehen). 
Der Ausschuß war der Auffassung, daß es trotz der 
von der Verwaltung vorgetragenen Schwierigkeiten 
möglich sein müsse, zumindest das Anlaufen der 
Regelung erheblich zu beschleunigen. Der Ausschuß ; 
ist weiter überzeugt, daß trotz des Umfanges I 
der in Betracht kommenden Hauptentschädigungs- i 
ansprüche die Spareinlagenregelung nicht zu volks- 
wirtschaftlichen Störungen führen wird, weil sie sich 
auf eine Reihe von Jahren verteilt. Außerdem ist 
nach den Erfahrungen bei der Durchführung des 
Altsparergesetzes und des Währungsausgleiichs- 
gesetzes zu erwarten, daß ein großer Teil der neu- 


geschaffenen Spareinlagen nach der Freigabe nicht 
sofort abgehoben wird. 

Im übrigen hat der Ausschuß betont, daß die Bun- 
desregierung auf eine sorgfältige Überwachung der 
bei der Spareinlagenregelung beteiligten Kredit- 
institute zu achten habe. 

In Absatz 5 mußte gemäß Artikel 115 des 
Grundgesetzes ein Höchstbetrag für die Maßnahmen 
nach dem neuen § 252 LAG festgelegt werden. Wäh- 
rend der Höchstbetrag nach der bisherigen Fassung, 
welche nur die Eintragung von Schuldbuchforderun- 
gen und die Ausgabe von Schuldverschreibungen 
vorsah, mlit 2 Milliarden DM vorgesehen war, wird 
der Höchstbetrag nunmehr, nachdem auch die Be- 
gründung von Spareinlagen vorgesehen ist, für 
beide Maßnahmen zusammen auf 4 Milliarden DM 
festgelegt. Der Ausschuß war der Auffassung, daß 
dieser Betrag für die nächsten Jahre ausreichen 
wird und später bei einem guten Erfolg der Spar- 
einlagenregelung gegebenenfalls erhöht werden 
soll. 

Was die Bezeichnung des Änderungsgesetzes an- 
geht, so hat der Ausschuß die Bedenken der Ver- 
waltung berücksichtigt, daß eine Durchnummenie- 
rung der Änderungsgesetze zum Lastenausgleichs- 
gesetz der besseren Übersicht diene. Der Ausschuß 
hat demnach beschlossen, den Entwurf eines Ge- 
setzes zur Änderung des § 252 LAG als „Entwurf 
eines Dreizehnten Gesetzes zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes" zu bezeichnen. 

Die Mitglieder des Ausschusses, die der Fraktion 
der SPD und der Fraktion der FDP angehören, 
haben sich bei der Gesamtabstimmung der Stimme 
enthalten, weil sie nach wie vor der Ansicht sind, 
daß die in Absatz 2 des § 252 LAG vorgesehene all- 
gemeine Barverzinsung der Hauptentschädigung 
von einem früheren Zeitpunkt als vom 1. Januar 
1963 an ermöglicht werden müsse. 


Bonn, den 12. Januar 1961 


Zühlke 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2283 — ln der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 12. Januar 1961 


Der Ausschuß für den Lastenausgleich 


Kraft 

Vorsitzender 


Zühlke 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des § 252 des 
Lastenausgleichsgesetzes 

— Drucksache 2283 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für den Lastenausgleich 

(15. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des § 252 
des Lastenausgleichsgesetzes 

Ver Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
ratos das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In § 252 des Lastenausgleichsgesetzes vom 

14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) in der 
Fassung der dazu ergangenen Ergänzungsgesetze 
wird Absatz 2 durch folgende Absätze 2 bis 5 er- 
etzt: 


„(2) Der für Zeiträume nach dem 31. Dezember 
1962 entstehende Zinszuschlag (§ 251 Abs. 1) wird 
jährlich ausgezahlt. Das Nähere über die Durch- 
führung und den Zeitpunkt der Auszahlung wird 
durch Rechtsverordnung geregelt; hierbei kann 
auch eine halbjährliche Auszahlung vorgesehen 
werden. 

(3) Die Ansprüche auf Hauptentschädigung 
können auf Antrag statt durch Barzahlung durch 
die Eintragung von Schuldbuchforderungen gegen 
den Ausgleichsfonds oder durch die Aushändi- 
gung von Schuldverschreibungen des Ausgleichs- 
fonds erfüllt werden. Die Schuldbuchforderungen 
und die Schuldverschreibungen, für deren Aus- 
gabe sich der Ausgleichsfonds der Lastenaus- 
gleichsbank bedienen kann, sind mit jährlich 
4 vom Hundert bar zu verzinsen; die Zinsen 
unterliegen nicht den Steuern vom Einkommen 
lind Ertrag. Durch Rechtsverordnung wird be- 
stimmt, in welcher Höhe und von welchem Zeit- 
punkt an für Grundbeträge der Hauptentschädi- 
gung Schuldbuchforderungen eingetragen und 
Schuldverschreibungen ausgegeben werden. In 
der Rechtsverordnung wird das Nähere über die 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 


Entwurf eines Dreizehnten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

(13. ÄndG LAG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In § 252 des Lastenausgleichsgesetzes vom 
14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446), zuletzt 
geändert durch § 34 des Gesetzes zur Einführung 
von Vorschriften des Lastenausgleichs rechts im Saar- 
land vom 30. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 637), 
wird Absatz 2 durch folgende Absätze 2 bis 5 er- 
setzt: 

„ (2) unverändert 


(3) Die Ansprüche auf Hauptentschädigunq 
können auf Antrag statt durch Barzahlung durch 
die Eintragung von Schuldbuchforderungen gegen 
den Ausgleichsfonds oder durch die Aushändi- 
gung von Schuldverschreibungen des Ausgleächs- 
fonds erfüllt werden. Die Schuldbuchforderungen 
und die Schuldverschreibungen, für deren Aus- 
gabe sich der Ausgleichsfonds der Lastenaus- 
gleichsbank bedienen kann, sind mit jährlich 
mindestens vier vom Hundert bar zu verzinsen; 
bei einem Zinssatz von vier vom Hundert unter- 
liegen die Zinsen nicht den Steuern vom Ein- 
kommen und Ertrag. Durch Rechtsverordnung 
wird bestimmt, in welcher Höhe und von welchem 
Zeitpunkt an für Grundbeträge der Haupteritschä- 
digung Schuldbuchforderungen eingetragen und 
Schuldverschreibungen ausgegeben werden. In 
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Entwurf 

Ausgestaltung der Schuldbuchforderungen und 
Schuldverschreibungen geregelt; ferner kann 

1. die Eintragung von Schuldbuchforderun- 
gen und die Ausgabe von Schuldver- 
schreibungen von bestimmten Voraus- 
setzungen hinsichtlich der persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Erfüllungsberechtigten abhängig ge- 
macht werden, 

2. die Abtretung von Schuldbuchforderun- 
gen und die Veräußerung von Schuld- 
verschreibungen zeitweise, längstens 
jedoch bis zum 31. März 1979 beschränkt 
und für den Fall der Abtretung oder 
Veräußerung eine abweichende Aus- 
stattung und steuerliche Behandlung 
festgelegt werden, 

3. bestimmt werden, daß eine Löschung 
der Schuldbuchforderungen gegen Aus- 
händigung von Schuldverschreibungen 
nicht stattfindet. 

(4) Die Ansprüche auf Hauptentschädigung 
können ferner vom 1. April 1961 an auf Antrag 
statt durch Barzahlung durch Begründung von 
Spareinlagen erfüllt werden, die für begrenzte 
Zeiträume ganz oder teilweise festgelegt werden, 
jedoch bis zum 31, März 1979 Ireigegeben sein 
müssen. Soweit die Spareinlagen festgelegt sind, 
werden sie mit 4 vom Hundert bar verzinst; die 
Zinsen unterliegen nicht den Steuern vom Ein- 
kommen und Ertrag. Zugunsten derjenigen Geld- 
institute, die Schuldner der festgelegten Sparein- 
lagen sind, entstehen mit deren Begründung 
Deckungsforderungen gegen den Ausgleichsfonds. 
Die Verbindlichkeiten der Geldinstitute aus den 
Spareinlagen bleiben, soweit ihnen Deckungs- 
forderungen gegenüberstehen, bei der Berech- 
nung der jeweils vorgeschriebenen Mindest- 
reserve außer Ansatz. Die Deckungsforderungen 
werden mit 4,5 vom Hundert verzinst. Durch 
Rechtsverordnung wird bestimmt, in welcher Höhe 
und von welchem Zeitpunkt ab derartige Spar- 
einlagen für Grundbeträge der Hauptentschädi- 
gung begründet werden; dabei werden die Fest- 
legung, die Freigabe sowie das Nähere über die 
Ausgestaltung der Spareinlagen und Deckungs- 
forderungen geregelt. In der Rechtsverordnung 
kann ferner 

1. die Eintragung der Deckungsforderun- 
gen der Geldinstitute in ein Schuldbuch 
des Bundes vorgesehen werden, 

2. ein höherer Zinssatz für die Deckungs- 
forderungen festgesetzt oder zugelassen 
werden, soweit die Geldinstitute die 
festgelegten Spareinlagen aus eigenen 
Mitteln freigegeben und dadurch einen 
höheren Zinsaufwand zu tragen haben. 
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der Rechtsverordnung wird das Nähere über die 
Ausgestaltung der Schuldbuchforderungen und 
Schuldverschreibungen geregelt; ferner kann 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


(4) Die Ansprüche auf Hauptentschädigung 
können ferner vom 1. April 1961 an auf Antrag 
statt durch Barzahlung durch Begründung von 
Spareinlagen erfüllt werden, die für begrenzte 
Zeiträume ganz oder teilweise festgelegt werden. 
Diese Spareinlagen werden, solange sie festgelegt 
sind, mit vier vom Hundert verzinst; die Fest- 
legung gilt nicht für die Zinsen. Die Zinsen unter- 
liegen während der Festlegung nicht den Steuern 
vom Einkommen und Ertrag. Zugunsten der 
Geldinstitute entstehen mit der Begründung der 
festgelegten Spareinlagen Deckungsforderungen 
gegen den Ausgleichsfonds. In Höhe der Deckungs- 
forderungen bleiben Verbindlichkeiten der Geld- 
institute aus Spareinlagen bei der Berechnung der 
jeweils vorgeschriebenen Mindestreserve außer 
Ansatz. Die Deckungsforderungen werden mit 4,5 
vom Hundert verziinst. Durch Rechtsverordnung 
wird bestimmt, unter welchen Voraussetzungen, 
in welcher Höhe und von welchem Zeitpunkt an 
derartige Spareinlagen für Grundbeträge der 
Hauptentschädigung begründet werden können; 
dabei werden die Festlegung, die Freigabe sowie 
das Nähere über die Ausgestaltung der Spar- 
einlagen und Deckungsforderungen geregelt. In 
der Rechtsverordnung kann ferner 

1. die Eintragung der Deckungsforderun- 
gen in ein Schuldbuch des Bundes vor- 
gesehen werden, 

2. ein höherer Zinssatz für die Deckungs- 
forderungen festgesetzt werden, soweit 
die Geldinstitute die festgelegten Spar- 
einlagen vorzeitig freigegeben haben. 


3. eine den §§ 20, 21 des Altsparergesetzes 
entsprechende Regelung getroffen wer- 
den. 
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Entwurf Beschlüsse des 15. Ausschusses 

(5) Ansprüche auf Hauptentschädigung kön- (5) unverändert 

nen nach den Absätzen 3 und 4 bis zu einem Ge- 
samtbetrag von 4 Milliarden Deutsche Mark 
erfüllt werden; bei der Regelung durch die vor- 
behaltenen Rechtsverordnungen sind die jeweili- 
gen gesamtwirtschaftlichen Verhältnisse zu be- 
rücksichtigen." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des §12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 

Dieses Gesetz tritt am Tage 
düng in Kraft. 


3 

nach seiner Verkün- 


Artikel 3 
unverändert 
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